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Mit Eröffnung der ersten Mammographie-Scree-
ning-Einheit zum 1. Dezember beginnt in Baden-
Württemberg nach jahrelanger intensiver Vorar-
beit ein flächendeckendes Programm zur Früher-
kennung von Brustkrebs durch ein qualitätsgesi-
chertes Mammographie-Screening. Damit haben
die Frauen im Alter zwischen 50 und 69 Jahren
die Möglichkeit, an einem Früherkennungs-Pro-
gramm teilzunehmen, das zu einer Senkung der
Brustkrebssterblichkeit beitragen soll.

Die ersten Screening-Einheiten starten mit ihrer
Arbeit im Dezember 2006 in Stuttgart. Es folgen in
Kürze die Regionen Ludwigsburg, Heidelberg und

Mannheim, Freiburg folgt im Januar 2007. Die Kos-
ten der Untersuchung werden vollständig von den
gesetzlichen wie privaten Krankenversicherungen
übernommen. Das Mammographie-Screening ist
ein weiteres Glied in einer qualitätsgesicherten Ver-
sorgungskette in Baden-Württemberg, an der die
Institutionen des baden-württembergischen Gesund-
heitswesens seit vielen Jahren erfolgreich arbeiten.e
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„Wir können die Erkrankung nicht verhindern. Wir
können aber unseren Teil dazu beitragen, dass die
Diagnose „Brustkrebs“ frühzeitig gestellt und so die
Heilungschancen erhöht werden“, sagte Gesund-
heitsministerin Dr. Monika Stolz MdL, in Stuttgart an-
lässlich des Starts des Mammographie-Screenings.
„Das Brustkrebsscreening ist deshalb ein wichtiger
und notwendiger Schritt zur Verbesserung der Ge-
sundheit von Frauen“, so die Ministerin weiter.

„Die Mammographie ist die derzeit beste Methode
zur Früherkennung von Brustkrebs“, so Dr. Wolf-
gang Herz, stellvertretender Vorsitzender der Kas-
senärztlichen Vereinigung (KV) Baden-Württemberg.
Internationale Studien geben Hinweise darauf, dass
ein regelmäßiges Mammographie-Screening für
Frauen in der Altersgruppe der 50- bis 69-Jährigen
die Brustkrebs-Sterblichkeit senken kann, denn mit
dieser Untersuchung lassen sich frühzeitig auch
noch nicht tastbare Tumore aufspüren.

„Das Mammographie-Screening bietet allen teil-
nehmenden Frauen in Baden-Württemberg die
Chance, eine Brustkrebserkrankung rechtzeitig zu
entdecken. Damit werden die Möglichkeiten einer
brusterhaltenden Behandlung mit dauerhafter Hei-
lung erheblich verbessert. Deshalb ist eine regel-
mäßige Teilnahme am Früherkennungsprogramm
notwendig. Es ist uns ein besonderes Anliegen,
einen qualitativ hohen Standard in der Vorsorge zu
gewährleisten. Die Krankenkassen übernehmen die

Kosten der Untersuchung. Praxisgebühren fallen
nicht an“, so Walter Scheller, Leiter der VdAK/AEV-
Landesvertretung Baden-Württemberg.

Alle gesetzlichen Krankenkassen des Landes sowie
die KV Baden-Württemberg engagieren sich für
eine schnelle und flächendeckende Umsetzung die-
ses Programms. Je mehr Frauen das Angebot für
das Mammographie-Screening regelmäßig wahr-
nehmen, desto größer die Chancen, die Ziele des
Programms zu erreichen: die Senkung der Brust-
krebssterblichkeit und eine möglichst frühzeitige
und damit auch eine mehr Erfolg versprechende
und schonende Therapie.

Die Früherkennungsuntersuchungen finden in zerti-
fizierten Untersuchungszentren statt, den Mammo-
graphie-Einheiten.

Bei einem auffälligen Befund findet zunächst ein
Gespräch des programmverantwortlichen Arztes
mit der mammographierten Frau statt. Anschlie-
ßend folgen weitere Untersuchungen zur Abklärung
dieses Verdachts und zeitnah dann die bestmögli-
che Therapie.

Brustkrebs ist in Deutschland mit ca. 47.500 Fällen
jährlich die häufigste Krebserkrankung bei Frauen.
Jede zehnte Frau erkrankt im Laufe ihres Lebens
daran und knapp 18.000 Frauen sterben jedes
Jahr an dieser Krankheit. Dabei werden zwei Drittel

Die Umsetzung der Beschlüsse zur Einführung des Mammographie-Screenings in
Baden-Württemberg für alle Frauen zwischen 50 und 69 Jahren, und zwar unab-
hängig von der Frage, wer hierfür Kostenträger ist, hat die GKV in Baden-Würt-
temberg vor besondere und neue Herausforderungen gestellt. Die VdAK/AEV-Lan-
desvertretung war hierbei insbesondere an Gesprächen mit den bekannten und
weiteren Gesprächspartnern wie Landesfrauenrat, Innenministerium, Meldebehör-
den und PKV-Vertretern beteiligt. 

Es galt, neue Herausforderungen zu meistern und neue Wege zu gehen. Deshalb
wird von uns der Start des Programms in Baden-Württemberg als ein erster erfolg-
reicher Schritt begrüßt, dem weitere folgen werden.

Für die Versicherten der Ersatzkassen in Baden-Württemberg wird dadurch das An-
gebot um eine hochqualifizierte Vorsorgeleistung erweitert, denn auf die Versor-
gungsqualität für die Frauen der betroffenen Altersgruppen wurde bei allen Gesprächen ein besonderes Augen-
merk gelegt. 

Die VdAK/AEV-Landesvertretung wird sich aktiv dafür einsetzen, dass nach dem Start in den vier Regionen, das
Angebot zeitnah auf ganz Baden-Württemberg erweitert wird.

D E R K O M M E N T A R

Walter Scheller, Leiter der
VdAK/AEV-Landesvertretung
Baden-Württemberg
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aller Brusttumoren erst entdeckt, wenn
sie größer als zwei Zentimeter sind. Die
Folge: einschneidende Operationen,
belastende Therapien und geringere
Heilungschancen.

Walter Scheller: „Jetzt können Brust-
krebs-Tumore bereits in einem frühen
Stadium, in welchem sie noch nicht 
tastbar sind ab einer Größe von einem
Zentimeter (nicht wie früher zwei Zen-
timeter) erkannt werden. Deshalb gilt
unser Aufruf an alle Frauen: Nutzen 
Sie die Untersuchungsmöglichkeiten!“

„Es ist eigentlich eine Unverschämtheit: Das solidari-
sche System der Krankenversicherung wird mit der
Gesundheitsreform in den Grundfesten zerstört“, ar-
gumentiert Walter Scheller, Leiter der VdAK/AEV-Lan-
desvertretung Baden-Württemberg. Er übt harte Kritik
an der von der Großen Koalition beschlossenen Ge-
sundheitsreform, die am 1. Januar 2007 mit einer
Beitragserhöhung in Kraft treten soll. Betrachte man
den Gesetzesentwurf, stelle man fest, dass hier nicht
immer Fachleute am Werk waren, beklagt Walter
Scheller. Es habe sich in vielen Fällen um rein politi-
sche Entscheidungen gehandelt. Neben handwerk-
lichen Fehlern im Gesetzentwurf, finde man Bestim-
mungen, die klar gesetzwidrig sind. Dazu gehört die
Möglichkeit, dass gesetzliche Krankenkassen in Zu-
kunft Insolvenz anmelden können sollen. Auch han-
dele es sich nicht um eine Reform im eigentlichen Sin-
ne: Denn nicht die Ursachen für die finanziellen Pro-
bleme würden beseitigt, sondern nur neue Belastun-
gen für die Versicherten entstünden. Außerdem werde
das paritätische System, also die Finanzierung durch
Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu gleichen Teilen,
durch den geplanten Zusatzbeitrag, der nur von den
Versicherten aufzubringen ist, aufgelöst. „Das ist der
Ausstieg aus dem Solidarprinzip“, warnt Walter Schel-
ler. Mit dieser Reform werde das weltweit beste Kran-
kenversicherungssystem zerstört. Was jetzt von der
Großen Koalition beschlossen wurde, sei nur ein fau-
ler Kompromiss unvereinbarer Positionen von SPD
und Union, um wenigstens einen kleinen Teil der ei-
genen Positionen zu retten. Spätestens nach der
nächsten Wahl hoffe jede Seite darauf, die jetzige
Reform dann nach ihren Vorstellungen abändern zu
können. Die komfortable Mehrheit im Bundestag sei
nicht genutzt worden, um eine echte und tragfähige
Reform zu machen. Das sei auch der Grund, warum
diese Reform von allen Seiten – Krankenkassen, Ärz-
ten, Apothekern und Arbeitgebern – massiv abgelehnt

werde. Und die Zeche dafür zahlen, wie oft in sol-
chen Fällen die Bürger respektive die Versicherten.
„Und das ist eine bittere Medizin,“ so Walter Scheller.

In tiefer Sorge um die Zukunft der Gesundheitsversor-
gung im Land Baden-Württemberg fordern Ärzte,
Zahnärzte, Krankenhäuser, Apotheker sowie gesetzli-
che und private Krankenkassen einen Neuanfang bei
der geplanten Gesundheitsreform. Bei der Erarbeitung
der Reformvorstellungen wurde die Einbeziehung des
Expertenwissens der Beteiligten systematisch verwei-
gert. Ergebnis ist ein Konglomerat sich zum Teil wider-
sprechender Regelungen, das keines der identifizierten
Probleme löst. Die Reform wird von der Wissenschaft,
allen gesellschaftlich relevanten Gruppen und der
überwältigenden Mehrheit der Versicherten und Bürger
abgelehnt. Diese Reform würde das Gesundheitswe-
sen nur in die Sackgasse einer Zentralverwaltungswirt-
schaft führen und seines besonderen Charakters eines
durch die Beteiligten in Selbstverwaltung gesteuerten
Systems berauben. Die Versorgung der Menschen im
Land würde
schlechter und
wegen des höhe-
ren Bürokratie-
aufwandes teurer.

In unserer Okto-
berausgabe haben
wir ausführlich
über das einheitli-
che Meinungsbild
der baden-würt-
tembergischen Ak-
teure im Gesund-
heitswesen zur ge-
planten Gesund-
heitsreform berich-

Gesundheitsministerin Dr. Monika Stolz (Bildmitte) bei der Pressekonfe-
renz der Kassenärztlichen Vereinigung im Beisein von Dr. Wolfgang
Herz/stellvertretender Vorsitzender der KV Baden-Württemberg, Dr.
Christopher Herrmann/AOK Baden-Württemberg und Walter Scheller/
VdAK/AEV-Landesvertretung Baden-Württemberg (re.).

Wofür die Akteure im Gesundheitswesen stehen:
Gegen Verstaatlichung und Vereinheitlichung

Walter Scheller von der VdAK/AEV-
Landesvertretung Baden-Württem-
berg stellt dem derzeit vorliegen-
den GKV-Wettbewerbsstärkungsge-
setz ein schlechtes Zeugnis aus.
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tet. Wie angekündigt, sind wir auch in der Zeit des
Gesetzgebungsverfahrens unermüdlich tätig und war-
nen sachlich vor den Folgen. Im November und De-
zember wurden weitere Gespräche mit dem Ministe-
rium für Arbeit und Soziales und Bundestagsabgeord-
neten geführt. Und nachfolgende Positionen dargelegt:

Für Vielfalt und Wettbewerb

Das deutsche Gesundheitswesen zeichnet sich
durch Vielfalt und einen sich entwickelnden Wettbe-
werb aus. Dieser Wettbewerb droht durch weitge-
hende Beseitigung der Vertragskompetenzen der
Beteiligten und damit einer faktischen Verstaatli-
chung abgelöst zu werden. Lösungen werden dann
in der Regel nicht mehr auf dem Verhandlungsweg
gefunden: Statt dessen würden diese staatlich vor-
gegeben und durch Vereinheitlichung auf Bundes-
ebene festgelegt. Mittel hierfür wäre der neue „Ein-
heitsverband“ der Krankenkassen, dessen Behör-
dencharakter eine Steuerung durch das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit ermöglicht. Die Akteure
im Gesundheitswesen sind der Überzeugung, dass
Pluralität und sinnvoller Wettbewerb effizientere Pro-
zesse und bessere Ergebnisse bei der Versorgung
der Menschen ermöglichen, als ein staatliches
Monopol mit zusätzlicher Bürokratie. Sie sind
zudem der Auffassung, dass die Pluralität der Kran-
kenversicherungssysteme erhalten bleiben muss. 

Für ein demokratisches, 
selbstverwaltetes Gesundheitswesen

Das deutsche Gesundheitswesen zeichnete sich in
der Vergangenheit durch eine staatsferne Organisa-
tion aus. Es wird durch demokratisch gewählte Ver-
treter von Versicherten, Arbeitgebern und Leistungs-
erbringern unter Nutzung ihres Fachwissens in
Selbstverwaltung gesteuert. Damit werden Interes-
senskonflikte transparent ausgetragen und es findet
ein Ausgleich der Interessen statt. Diese Selbstver-
waltung wird ihrer Kompetenzen weitgehend be-
raubt. So sollen künftig nicht mehr die unmittelbar
beteiligten Partner die gesetzlichen Vorgaben zum
Leistungsumfang der gesetzlichen Krankenversiche-
rung konkretisieren, sondern hauptamtliche Funktio-
näre. Damit wird aus dem gemeinsamen Bundes-
ausschuss eine staatliche Regulierungsbehörde. 
Am Prinzip der Selbstverwaltung als drittem Weg
zwischen Markt und Staat ist festzuhalten, weil die-
ses am besten geeignet ist, ein modernes und kom-
plexes Gesundheitswesen mit entsprechenden Inter-
essenskonflikten zu steuern. Auseinandersetzungen
im Gesundheitswesen spiegeln reale Interessen wie-
der, die sich nicht durch staatliche Regulierung auf-
heben lassen. Der Versuch durch technokratische
Lösungen zu mehr Effizienz zu gelangen, ist zum
Scheitern verurteilt. 

Für eine nachhaltige Finanzierung

Das deutsche Gesundheitswesen zeichnet sich durch
eine Finanzierung aus, die weitgehend unabhängig
von öffentlicher Haushaltslage und politischem Kalkül
auf Basis von Beitragszahlungen an die Krankenkas-
sen erfolgt. Die Finanzhoheit der einzelnen Kranken-
kassen soll durch eine staatliche Beitragsfestsetzung
und eine staatliche Zuweisung von Mitteln aus dem
geplanten Gesundheitsfonds abgelöst werden. Die für
die Versorgung zur Verfügung stehenden Finanzmittel
wären damit dauerhaft Gegenstand der politischen
Diskussion und von der öffentlichen Haushaltslage
abhängig. Alle internationalen Erfahrungen zeigen,
dass eine starke staatliche Steuerung zu einer Unterfi-
nanzierung des Gesundheitswesens führt. Eingefor-
dert wird deshalb eine von finanzpolitischen Entschei-
dungen unabhängige und nachhaltige Finanzierung
der Gesundheitsversorgung. Diese Finanzierung muss
dauerhaft Innovationen und medizinischen Fortschritt
gewährleisten, sowie die demographische Entwick-
lung berücksichtigen. 

Für Freiheit und Innovation

Das deutsche Gesundheitswesen zeichnet sich durch
eine an den individuellen Bedürfnissen der Men-
schen orientierte Versorgung sowie durch Gestal-
tungsmöglichkeiten für alle Beteiligten aus. Jetzt soll
das Gesundheitswesen mit dem Ziel umgewandelt
werden, die Beziehungen zwischen Patienten, Ärzten,
Zahnärzten, Apotheken und Krankenkassen staatsdi-
rigistisch vorzuschreiben. Statt gesellschaftliche
Diskussionen und Suchprozesse der Partner im Ge-
sundheitswesen zu Gunsten bestmöglicher Be-
handlung und Diagnostik zu ermöglichen, drohen
durch staatliche Festlegungen Überregulierung, Bü-
rokratie und Zuteilungsmedizin. Gefordert wird, die
bislang an den individuellen Bedürfnissen der Men-
schen orientierte Versorgung zu erhalten und weiter-
zuentwickeln. Dazu müssten die Gestaltungsmög-
lichkeiten aller Beteiligten ausgeweitet und nicht –
wie vorgesehen – eingeschränkt oder gar beseitigt
werden. Notwendig ist ein wirklicher Neuanfang bei
der Gesundheitsreform, bei dem die Selbstverwal-
tung von Krankenkassen und Leistungserbringern
ihren Sachverstand einbringen muss.

Die Podiumsteilnehmer sind sich einig: Der Gesetzent-
wurf zur Gesundheitsreform hat viele handwerkliche
Fehler. Expertenwissen ist gefragt und wird angeboten.
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Im Stuttgarter Kultur- und Kongresszentrum Lieder-
halle zeichnete Arbeits- und Sozialministerin Dr.
Monika Stolz am 29. September 2006 die drei

Preisträger des Qualitäts-
förderpreises Gesundheit
Baden-Württemberg 2006
aus. Die aus 43 einge-
reichten Projekten ausge-
wählten Preisträger erhiel-
ten ein Preisgeld von je-
weils 6.500, 5.500 und
3.000 Euro. „Ziel des För-
derpreises ist es, den
Qualitätswettbewerb im
Gesundheitswesen um die
besten Ideen und Konzep-
te nachhaltig zu fördern. 
Dabei ist es erneut gelun-

gen, neue Ansätze im medizinischen Qualitätsma-
nagement aufzuzeigen. Die große Zahl und die
Vielfalt der eingereichten Projekte zeigen eindrucks-
voll, dass ein professionelles Qualitätsmanage-
ment nachhaltig dazu beitragen kann, die hohen
Standards der medizinischen Versorgung weiter 
zu verbessern“, sagte die Ministerin bei der Preis-
verleihung.

Der vom Ministerium für Arbeit und Soziales und
den im Gesundheitsforum Baden-Württemberg zu-
sammengeschlossenen Repräsentanten der Ge-
sundheitswirtschaft des Landes ausgelobte Preis
wird in diesem Jahr zum fünften Mal vergeben.

Zum Sieger erklärte die
Jury in diesem Jahr das
Projekt „Qualitätssiche-
rung der medikamentösen
Therapie durch ein
elektronisches Arzneimit-
telinformationssystem“ der
Abteilung Innere Medizin
VI, Klinische Pharmakolo-
gie und Pharmakoepide-
miologie des

Universitätsklinikums Heidelberg. Der Preis ist mit
einem Preisgeld von 6.500 EUR verbunden. Die
Vorteile des Systems liegen vor allem darin, dass
die Informationen wesentlich schneller beschafft
und die Arzneimittelsicherheit erheblich erhöht
werden kann. Dazu tragen insbesondere verschie-
dene Suchfunktionen für Arzneimittel, Informatio-
nen zur Arzneimitteldosierung und Applikation,
Warnhinweise bei Kontraindikationen sowie eine
elektronische Rezept- und Arztbrieferstellung bei.
Die Projektergebnisse sind überzeugend: Jede
fünfte schwere Wechselwirkung kann bereits wäh-
rend der Ausstellung des Rezeptes verhindert wer-
den. In Deutschland sind mittlerweile mehr als
40.000 Präparate mit fast 2.500 Inhaltsstoffen zu-
gelassen. Entsprechend groß ist die Zahl an Ne-
ben- und Wechselwirkungen bei gleichzeitiger Ein-
nahme mehrerer Arzneimittel. Wenn mehrere Me-
dikamente
gleichzeitig ein-
genommen wer-
den, können sie
sich gegenseitig
beeinträchtigen.
Das kann durch-
aus gefährlich
werden. Der Arz-
neimittelinforma-
tionsdienst unter-
stützt die Ärzte
bei ihrer Verord-
nung und er-
möglicht es
ihnen, sich über
die medikamen-
töse Therapie
abzustimmen.
Die Ministerin würdigte die beispielhafte Arbeit
der Projektträger, die ein Konzept entwickelt hät-
ten, das klar beweisbare und deutliche Verbesse-
rungen bringen würde.

Die Jury, in welcher u.a. die VdAK/AEV-Landesver-
tretung ihre Wertung abgab, entschied darüber
hinaus, dem Projekt „Fächer- und Berufsgruppen-
übergreifendes Schmerzmanagement“ der Berufs-
genossenschaftlichen Unfallklinik Tübingen den
zweiten Preis, verbunden mit einem Preisgeld von
5.500 EUR, zu verleihen. In Baden-Württemberg
leben fast eine Mio. Menschen mit chronischen
Schmerzen. Jeder Zehnte davon braucht eine spe-
zielle Schmerztherapie mit der Möglichkeit einer
stationären oder teilstationären Behandlung. Ge-
meinsames Ziel muss es sein, die Lebenssituation

Walter Scheller, Leiter der VdAK/
AEV-Landesvertretung Baden-
Württemberg sprach mit den
Favoriten über deren Projekte.

Ministerin Dr. Monika Stolz 
überreichte die Preise.

Fünf Jahre Qualitätsförderpreis 
Gesundheit Baden-Württemberg



dieser Menschen zu verbessern. Die vorgelegten
Projektergebnisse machen deutlich, dass der Anteil
der Patienten, die über Schmerzen klagen, erkenn-
bar gesenkt werden kann. Schmerzen wären in vie-
len Fällen kein unabwendbares Schicksal, sondern
behandelbar. Kern des prämierten Projektes ist es,
die Schmerztherapien im Krankenhaus zu verbes-
sern und damit unnötige Schmerzen für die Patien-
ten zu vermeiden. Dazu ist beispielsweise ein fä-
cher- und berufsübergreifender Qualitätszirkel ge-
bildet und ein Handbuch der Schmerztherapie für
die einzelnen Arbeitsbereiche entwickelt worden.
Zur Umsetzung des Konzeptes wurden Mitarbeiter-
schulungen durchgeführt. Des Weiteren finden re-
gelmäßig Fortbildungen zum Thema Schmerzthera-
pie statt. 

Den dritten Preis, verbunden mit einem Preisgeld
von 3.000 EUR, erhielt das Gemeinschaftsprojekt
„Mobil – Erhaltung und Förderung von selbständi-
ger Lebensführung und Gesundheit bei über 75-

Jährigen in Baden-Württemberg“ der Bosch BKK
Stuttgart und des Deutschen Instituts für angewand-
te Pflegeforschung e. V.. Kern des Projektes ist 
der sogenannte „präventive Hausbesuch“. Dabei
handelt es sich um ein Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebot für ältere Menschen mit dem Ziel,
die Lebensqualität, Gesundheit und selbständige
Lebensführung im Alter zu erhalten und zu fördern.
Das Innovative daran ist, dass die Beratung im
eigenen Heim erfolgt. Dies fördert eine von Ver-
trauen geprägte Beziehung, die wesentlich dazu
beitragen kann, das Beratungsangebot erfolgreich
umzusetzen. 

Nicht nur die prämierten Projekte, sondern viele
weitere zeigen neue Wege auf, die zu einer bes-
seren Gesundheitsversorgung in Baden-Württem-
berg beitragen können. Mit dem Qualitätsförder-
preis sollen auch künftig neue Impulse im medizi-
nischen Qualitätsmanagement gesetzt werden.

Im Oktober 2004 entstand das Basisheft „Landes-
Qualitäts-Bericht Gesundheit Baden-Württemberg“.
Im Mai 2005 folgte das erste Spezialheft mit dem
Titel „Ambulante Pflege“. In nächster Zeit wird das
Spezialheft „Stationäre Versorgung“ erscheinen.
Geplant ist ein weiteres Spezialheft, welches sich
mit den Qualitätsstrukturen der Rehabilitation in
Baden-Württemberg auseinandersetzen wird. 

Der Landes-Qualitäts-Bericht Gesundheit will die
Bürgerinnen und Bürger und andere Interessenten
unter Beteiligung der Spitzenorganisationen des
baden-württembergischen Gesundheitswesens dar-
über informieren, wie es um die Qualität und das
Qualitätsmanagement in der Gesundheitsversor-
gung steht. Unvermeidbar ist bei einer solchen
Darlegung, dass Stärken und Verbesserungspoten-
ziale der Versorgungsqualität erkannt werden. Der
Landes-Qualitäts-Bericht Gesundheit möchte mit
seinen Spezialheften die Baden-Württemberger für
die Qualität ihres Gesundheitssystems sensibilisie-
ren und die Gesundheitseinrichtungen, die Ärzte,
die Pflegepersonen und Mitglieder anderer Ge-
sundheitsberufe mit vorbildlichen Leistungen und
Ergebnissen konfrontieren und zu einer kontinuier-
lichen Qualitätsverbesserung motivieren. Darüber
hinaus will der Landes-Qualitäts-Bericht die Leis-
tungserbringer im Gesundheitswesen dazu an-

spornen, erkennbare Verbesserungspotenziale aus-
zuschöpfen, um damit den Qualitätswettbewerb in
den verschiedenen Regionen Baden-Württembergs
zu fördern. 

Die wesentlichen Qualitätsaspekte werden anhand
von Fragen vorgestellt, die anschließend beantwor-
tet werden. Durch diese Art der Aufbereitung wird
hervorgehoben, worauf es bei der Qualität in dem
jeweiligen Versorgungsbereich ankommt. Die Un-
terteilung von Qualität in Struktur-, Prozess- und
Ergebnisqualität soll deutlich machen, dass bei der
Qualitätssicherung und -verbesserung verschiede-
ne Ebenen betrachtet werden müssen, um so ziel-
genau wie möglich die Prozesse steuern zu können.
Die Spezialhefte werden nach Bedarf und Fertig-
stellung veröffentlicht. Das Erscheinen eines neuen
Spezialheftes wird auf der Web-Seite des Gesund-
heitsforums Baden-Württemberg unter
www.gesundheitsforum-bw.de mitgeteilt. Von 
dort lassen sich auch die Berichte ausdrucken oder
auf den eigenen PC laden. Leiter der Arbeitsgrup-
pe Qualitätssicherung des Gesundheitsforums
Baden-Württemberg ist Prof. Dr. Hans-Konrad 
Selbmann. Die VdAK/AEV-Landesvertretung Ba-
den-Württemberg ist unter anderem Mitautorin 
und aktiver Partner des Gesundheitsforums Baden-
Württemberg.
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Ende November trafen sich die an der Organspende
beteiligten Institutionen und die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer des Gesundheitsforums Baden-Württem-
berg im Ministerium für Arbeit und Soziales, um die
weitere Arbeit des Aktionsbündnisses Organspende
abzustecken und zu strukturieren. Hintergrund: Trotz
aller Bemühungen und obwohl die Zahl der Organ-
spenden im letzten Halbjahr angestiegen ist, warten
allein in Baden-Württemberg ca. 1.500 Menschen auf
eine Organtransplantation. Mit den Transplantations-
beauftragten, die im Februar 2006 gesetzlich einge-
führt wurden, wurde bereits ein wichtiger Schritt zur
Förderung der Organspende getan. Dem sollen nun
weitere Maßnahmen folgen. Im Rahmen des Gesund-
heitsforums Baden-Württemberg wurde deshalb das
„Aktionsbündnis Organspende“ ins Leben gerufen. 

Jeden kann es treffen

Ziel des Aktionsbündnisses ist es, insbesondere die Öf-
fentlichkeit für das Thema Organspende zu sensibilisie-
ren und die Spendermeldung im Krankenhaus weiter
zu verbessern. In diesem Zusammenhang soll eine In-
ternetplattform zum Thema Organspende in Baden-
Württemberg im Rahmen des Gesundheitsportals des
Gesundheitsforums Baden-Württemberg
(www.gesundheitsforum-bw.de) eingerichtet werden.
Neben den gesetzlichen Maßnahmen mit denen die
Transplantationsbeauftragten in den Krankenhäusern
eingesetzt wurden, muss das Thema Organspende
auch in der Gesellschaft selbst mit dem nötigen Schub
versehen werden. Jeder sollte sich bewusst machen,
dass er vielleicht morgen schon selbst auf ein Spende-
organ angewiesen sein kann. Die Gesundheitsministe-
rin des Landes Baden-Württemberg wünscht sich, dass
viel mehr Menschen ihren Willen für oder gegen eine

Organspende klar äußern. Im vergangenen Jahr
konnte in rund 40 Prozent der Fälle eine medizinisch
mögliche Organspende nicht realisiert werden, weil die
Verstorbenen selbst meist keine schriftliche oder münd-
liche Willenserklärung hinterlassen hatten und die Or-
ganspende von den Angehörigen abgelehnt wurde,
weil nichts Schriftliches vorlag. 

Öffentlichkeitsarbeit ist wichtig

Und so geht es konkret weiter: Die Teilnehmer des Ak-
tionsbündnisses Organspende verständigten sich auf
Arbeitsgruppen mit klar umrissenen Zielen. So tagt am
16. Januar 2007 erstmals die Arbeitsgruppe „Öffent-
lichkeitsarbeit“ – u.a. unter aktiver Beteiligung der
VdAK/AEV-Landesvertretung Baden-Württemberg. Hier
soll ein Konzept für effektive Medien- und Öffentlich-
keitsarbeit entwickelt werden. Weitere Arbeitsgruppen
sind „Krankenhausvernetzung“, „Schulen“ sowie „Fort-
und Weiterbildung“. Erste Ergebnisse werden im März
2007 erwartet.

An dem Aktionsbündnis Organspende beteiligen sich
neben dem Ministerium für Arbeit und Soziales u.a.
die Verbände und ihre Krankenkassen, die Deutsche
Stiftung Organtransplantation, die Baden-Württember-
gische Krankenhausgesellschaft, die Transplantations-
zentren, die Ärzteschaft, die Kommunen, die Selbsthil-
fegruppen, Kirchen und Verbände. 

Organspende ist eine Gemeinschaftsaufgabe und aller
Anstrengungen wert, so die Gesundheitsministerin: Sie
dankte den Mitgliedern des Aktionsbündnisses und
zeigte sich zuversichtlich, dass die Zahl der Organ-
spenden durch die vereinbarte Zusammenarbeit weiter
gesteigert werden kann. 

Auf Einladung des Deutschen Verbandes für Physio-
therapie – Zentralverband der Physiotherapeuten/
Krankengymnasten (ZVK) e. V. Landesverband Baden-
Württemberg e. V. referierte im Haus der Wirtschaft
der Leiter der VdAK/AEV-Landesvertretung, Walter
Scheller, über Fehlverhalten im Gesundheitswesen. Er
zeigte die Rechtsgrundlagen auf und informierte über
die Aufgaben der AG Abrechnungsmanipulation. 

Vor ca. 100 Physiotherapeuten/Krankengymnasten
ging er im Bertha-Benz-Saal u.a. auf Änderungen von
Verordnungen ohne Rücksprache mit dem behandeln-
den Arzt oder auf die Abrechnung von nicht erbrachten
Leistungen ein. Zum vorsätzlichen Fehlverhalten gehö-

ren auch die Abgabe von anderen als den vom Arzt
entsprechend der Heilmittelrichtlinien verordneten Leis-
tungen oder die Abgabe von nicht zugelassenen Be-
handlungsformen. Auch die vorsätzliche Abgabe von
Leistungen durch nicht qualifiziertes Fachpersonal, so 
z. B. die Abgabe von Leistungen durch Arzthelferinnen
wurde angesprochen. Walter Scheller wies darauf hin,
dass die Nutzung der Praxisräume zusammen mit nicht
berechtigten Personen ein Fehlverhalten darstellt. Auch
die verspätete oder Nicht-Meldung von zulassungsrele-
vanten Personaländerungen sowie Änderungen der
Räumlichkeiten durch Umbauten oder Erweiterungen
der Praxisräume sind ein fahrlässiges Fehlverhalten.
Der Informationsaustausch soll fortgesetzt werden.
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Das Ministerium für Arbeit und Soziales Baden-Württem-
berg und die im Gesundheitsforum Baden-Württemberg
beteiligten Institutionen loben auch für das Jahr 2007 zum
zwischenzeitlich sechsten Mal den mit insgesamt 15.000 €
dotierten Qualitätsförderpreis Gesundheit Baden-Württem-
berg aus. Die Robert Bosch Stiftung stellt hierfür im Rahmen
einer Projektförderung in den Jahren 2007 bis 2009 das
Preisgeld zur Verfügung. Seit der erstmaligen Verleihung des
Qualitätsförderpreises im Jahr 2002 ist die VdAK/AEV-Lan-
desvertretung Baden-Württemberg aktiver Partner. 

Ziele
Über den Qualitätsförderpreis Gesundheit Baden-Württem-
berg soll der Qualitätswettbewerb im Gesundheitswesen
nachhaltig gefördert und besonders gelungene Projekte
gewürdigt werden. Die Auslobung soll gleichzeitig den
zahlreichen in Baden-Württemberg initiierten und durchge-
führten Qualitätsprojekten die Möglichkeit eröffnen, sich
vorzustellen und bekannt zu machen.

Preiskriterien
Mit dem Qualitätsförderpreis Gesundheit Baden-Württem-
berg sollen aktuelle, weitgehend realisierte Qualitätspro-
jekte im Bereich des Gesundheitswesens gefördert werden,
• die einen unmittelbaren Bezug zu Baden-Württemberg

haben, d. h. hier entwickelt wurden und zur Anwendung
kommen, 

• die innovativen Charakter haben, d.h. neue Ansätze der
Qualitätsverbesserung aufzeigen, die noch nicht allge-
mein etabliert sind, 

• die einen messbaren Beitrag zur Qualitätsverbesserung
leisten (möglichst belegt durch einen Vorher/Nachher-
Vergleich), 

• die sowohl einen Praxis- als auch einen konkreten Pa-
tientenbezug haben, 

• bei denen der Nutzen den Aufwand überwiegt und
• die auf andere Einrichtungen übertragen werden können.

Teilnehmerkreis
An der Ausschreibung können teilnehmen
• Einzelpersonen, z. B. niedergelassene Ärzte und Psycho-

therapeuten, Apotheker,
• Einrichtungen, z. B. stationäre oder teilstationäre Klini-

ken, Rehabilitationskliniken oder
• Arbeitsgruppen, z. B. Kooperationen, Gemeinschaften.

Jede Teilnehmerin und jeder Teilnehmer kann sich pro
Ausschreibung mit einem Projekt bewerben. Qualitätspro-
jekte, die als solche bereits anderweitig prämiert wurden,
sind von der Teilnahme ausgeschlossen.

Einzureichende Unterlagen
• In einem Teilnahmeformular sind – neben den allgemei-

nen Angaben zum Teilnehmerkreis und zur Projektbe-
zeichnung – die wesentlichen Aspekte des Qualitätspro-
jekts kurz zu beschreiben.

Das Teilnahmeformular kann beim
Ministerium für Arbeit und Soziales
Baden-Württemberg, Abteilung 5,
z. Hd. Frau Radmacher, Postfach
10 34 43, 70029 Stuttgart (E-Mail:
christina.radmacher@sm.bwl.de,
Telefax 0711/ 123-3997) angefordert werden und wird
– soweit möglich – in elektronischer Form zur Verfügung
gestellt. 

• Darüber hinaus ist eine kompakte Darstellung der Qua-
litätsverbesserungsmaßnahme erforderlich. Hierzu gehö-
ren Angaben zur Strukturqualität (Wie sah der Vorher-
Zustand aus?), der Prozessqualität (Welche Maßnahmen
wurden ergriffen?) und der Ergebnisqualität (Was wurde
erreicht?) einschließlich Angaben zur Qualitätssicherung
bei der Weiterführung des Projekts. In der Darstellung ist
auf alle Preiskriterien verbindlich einzugehen. Außerdem
ist der wesentliche zeitliche Ablauf des Projekts zu doku-
mentieren.

Einsendeschluss
Einsendeschluss für den Qualitätsförderpreis Gesundheit
Baden-Württemberg 2007 ist der 15. März 2007.

Jury
Die Bewertung der eingereichten Projekte und die Ermittlung
der Preisträger werden von einer unabhängigen Jury vorge-
nommen, die sich aus namhaften Vertretern des Gesund-
heitsforums Baden-Württemberg zusammensetzt. Hierzu zäh-
len u.a. Prof. Dr. Hans-Konrad Selbmann, Geschäftsführen-
der Direktor des Instituts für Medizinische Informationsver-
arbeitung der Universität Tübingen und Walter Scheller, Lei-
ter der VdAK/AEV-Landesvertretung Baden-Württemberg.
Den Vorsitz in der Jury führt die Ministerin für Arbeit und So-
ziales, Dr. Monika Stolz MdL. Die Jury tagt nicht öffentlich.
Sie behält sich eine Überprüfung der vorgeschlagenen Qua-
litätsprojekte vor Ort vor.

Preisvergabe
Der Preis kann von der Jury auf verschiedene Qualitätspro-
jekte aufgeteilt werden. Die Preisverleihung erfolgt unter Aus-
schluss des Rechtsweges. Die zuerkannte Preissumme sollte
nach Möglichkeit eine projektgebundene Verwendung fin-
den. Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten nach der
Entscheidung der Jury (voraussichtlich Anfang September
2007) eine schriftliche Nachricht; die Preisverleihung wird
am 19. Oktober 2007 in Stuttgart stattfinden.
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